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Vorlesung „Zwangsvollstreckungsrecht“ im Sommersemester 2011
10. Stunde: 20. 6. 2011   
Kapitel 18:

Die Vollstreckung von Ansprüchen auf Vornahme einer Handlung oder auf Abgabe einer Willenserklärung.
A.  Bei der Handlungsvollstreckung sind  - vertretbare (§ 887 ZPO) und
        -  unvertretbare (§ 888 ZPO) Handlungen

                                                                      zu  unterscheiden.
I. Zwangsvollstreckung wegen vertretbarer Handlungen:
Eine vertretbare Handlung liegt vor, wenn sie irgendein anderer als der Schuldner an dessen Stelle mit gleichem rechtlichem und wirtschaftlichem Erfolg vornehmen kann. Beispiel: Der werkvertragsrechtliche Nachbesserungsanspruch bei einer „normalen“ Werkleistung wird regelmäßig von einem beliebigen Handwerker der gleichen Branche erfüllt werden können. Die „Nachbesserung“ bei einem Kunstwerk wird nur der Künstler vornehmen können. Oder: Ist ein Buchauszug zu erteilen, kann dieser regelmäßig von jedem Buchsachverständigen erstellt werden; es handelt sich also um eine vertretbare Handlung ( BGH, BB 2007, 1302; OLG Bamberg, OLGR 2008, 756 ). Dürfen bei Erteilung des Auszuges aber bestimmte Betriebsgeheimnisse ausgeklammert werden, kann die Handlung zur unvertretbaren Handlung werden. 

Im Hinblick auf § 888 Abs. 3 ZPO ist besonders auch bei Dienstleistungen zu prüfen, ob der Vertrag im Hinblick auf die konkrete Person des Schuldners geschlossen wurde oder ob die Person des Schuldners ohne jeden Belang ist. Oft bedarf es zunächst einmal der Auslegung des Titels, ob überhaupt eine Handlung i. S. der §§ 887, 888 ZPO geschuldet war oder nicht in Wahrheit nur die Herausgabe einer Sache ( § 883 ZPO ) oder ein Dulden einer Handlung des Schuldners ( § 890 ZPO ). So kann bei der Formulierung im Titel „wird verurteilt, dem Schuldner Einsicht in die Auftragsbücher zu gewähren“ die Herausgabe dieser Bücher an den Schuldner, die Erteilung entsprechender Buchauszüge oder die Duldung der persönlichen Einsichtnahme durch den Schuldner gemeint sein.

Sehr instruktives Beispiel zur Abgrenzung, ob eine Vollstreckung nach § 883 oder § 887 oder aber § 888 ZPO in Betracht kommt: OLG Frankfurt, OLGR 2006, 935.

1. Voraussetzungen :                   
      Für den Erfolg des Vollstreckungsantrages sind erforderlich: 
a)  Vorliegen der allgemeinen und besonderen Vollstreckungsvoraussetzungen (insbes.: ein entsprechender, die Handlung hinreichend bestimmt bezeichnender Titel ) 
b)  Ein den Vollstreckungserfolg genau bezeichnender Vollstreckungsantrag des Gläubigers. Schreibt der Titel nur das geschuldete Ergebnis vor  ( - so sind etwa Baumängel oft in unterschiedlicher Weise behebbar - ), ist der Schuldner grundsätzlich frei, wie er den geschuldeten Erfolg herbeiführt. 
Einzelheiten: Schuschke, InVo 2005, 396.
c)  Die ( konkludente ) schlüssige Behauptung des Gläubigers, dass die Vornahme der Handlung für den Schuldner ( - unabhängig etwa vom Willen und der Mitwirkung Dritter, auf die der Schuldner rechtlich nicht einwirken kann – )  nach Eintritt der Vollstreckbarkeit möglich war und dass noch nicht erfüllt wurde ( BGH,  NJW 2005, 367: Dass noch nicht erfüllt ist, ist tatbestandliche Voraussetzung der Ermächtigung gem. § 887 Abs. 1 ZPO ).  Verteidigt sich der Schuldner gegenüber dem Vollstreckungsantrag mit dem Erfüllungseinwand, trifft den Gläubiger die Beweisführungslast, dass noch nicht erfüllt sei. Er muss also auch gegebenenfalls die Sachverständigenkosten vorschießen, um aufzuklären, ob erfüllt ist oder nicht [ anders ist die Beweisführungslast verteilt, wenn der Schuldner den Erfüllungseinwand mit der Vollstreckungsabwehrklage geltend macht: Hier muss der Schuldner beweisen, dass der Titel verbraucht ist, weil schon erfüllt ist; dementsprechend müsste der Schuldner notwendige Sachverständigenkosten vorschießen. ]. 
2. Verfahren:



                -  zuständig ist das Prozessgericht erster Instanz.
                -  Es entscheidet nach Anhörung des Schuldners ( § 891 ZPO ) durch Beschluss. 
                -  Die mündliche Verhandlung ist fakultativ.
                -  Ist die vom Schuldner behauptete Erfüllung streitig, muss der Gläubiger, bevor 
                   ein Beschluss gem. § 887 ZPO ergehen kann,  nachweisen, dass nicht erfüllt
                   wurde. Es erfolgt also im Vollstreckungsverfahren eine Beweisaufnahme. 

                   Der Gläubiger muss also zunächst einmal den Vorschuss für ein möglicherweise
                   erforderliches Sachverständigengutachten bezahlen.
                   Hat der Gläubiger die nach dem Titel geschuldete Leistung ohne gerichtliche Ermächtigung selbst
                       vorgenommen, kann er die ihm hierdurch entstandenen Kosten nicht als Vollstreckungskosten
                        beitreiben, sondern muss sie sich neu titulieren lassen, soweit ihm eine materiellrechtliche
                       Anspruchsgrundlage zur Verfügung steht: BGH, BGHR 2006, 1501.

3. Entscheidung:  Sie ergeht durch Beschluss.  Dieser beinhaltet:

a) Die Ermächtigung des Gläubigers zur Ersatzvornahme ( - durch welchen Unternehmer der Gläubiger die Ersatzvornahme vorzunehmen hat oder ob er etwa selbst die Arbeiten ausführen darf, legt das Gericht nicht fest; ebenso wenig, in welcher konkreten Weise die Arbeiten gegebenenfalls auszuführen sind - ). 
                       b)  Sowie darüber hinaus: 
                         - auf entsprechenden, insoweit immer gesondert erforderlichen Antrag des 
                           Gläubigers hin – die Verurteilung des Schuldners zur Zahlung der Kosten der 
                           Ersatzvornahme   ( § 887 Abs. 2 ZPO), wobei es sich zunächst um einen
                           Vorschuss handelt, den der Gläubiger nach Durchführung der 
                           Ersatzvornahme noch abrechnen muss.
                      Der nach § 887 Abs. 2 ZPO zu zahlende Vorschuss ist zu unterscheiden von 
                           einem möglicherweise nach materiellem Recht geschuldeten Vorschuss, der 
                           in einem normalen Zivilprozess tituliert werden muss, um vollstreckt werden 
                           zu können ( so z.B. BGH, NJW 2005, 1862: Ist der Mieter  mit seiner 
                           Verpflichtung, Schönheitsreparaturen durchzuführen, bereits im Verzug und 
                           ergibt sein Verhalten, dass er auch nach der Räumung derartige Reparaturen 
                           nicht durchführen wird, muss der Vermieter  nicht erst auf Vornahme dieser 
                           Arbeiten klagen, er kann gleich Schadensersatz in Geld verlangen und seinen
                           Anspruch auf einen ausreichenden Vorschuss bezüglich der 
                           voraussichtlichen Renovierungskosten titulieren lassen ). 

                       Leistet der Schuldner gegen die beabsichtigte Ersatzvornahme Widerstand, 
                       kann der Gläubiger zur gewaltsamen Durchsetzung gem. § 892 ZPO einen 
                       Gerichtsvollzieher hinzuziehen (Fall: OLG Frankfurt, OLGR 2006, 935 ).
            4. Rechtsmittel:  sofortige Beschwerde nach § 793 ZPO 
II. Zwangsvollstreckung wegen unvertretbarer Handlungen:
Eine unvertretbare Handlung liegt vor, wenn die Handlung aus verständiger Sicht des Gläubigers nur vom Schuldner vorgenommen werden kann. 
Beispiele: Erteilung eines Arbeitszeugnisses; Erteilung von Auskünften, die das höchstpersönliche Wissen des Schuldners zum Gegenstand haben, also nicht ohne weiteres etwa von einem Buchsachverständigen den Handelsbüchern des Schuldners entnommen werden können; Widerruf einer ehrenrührigen Behauptung.
1. Voraussetzungen:
· Vorliegen der allgemeinen und besonderen Vollstreckungsvoraussetzungen(insbes.: entsprechender, vollstreckungsfähiger  Titel).
· Antrag des Gläubigers mit der ( zumindest konkludenten ) Behauptung, 
      dem Schuldner sei die Handlung möglich, sie hänge allein von seinem
      Willen ab und es sei noch nicht erfüllt.
2. Verfahren:


Das Zwangsgeld und die Zwangshaft sind
                                                                       nicht vorher anzudrohen (§ 888 Abs. 2 ZPO)
3. Entscheidung:                       Sie ergeht durch Beschluss:
Anordnung von Zwangsgeld ( min.:  5, -€ ( Art. 6 Abs. S. 1 EGStGB ] und max.:  25.000, -€ ) oder Zwangshaft ( min.:  1 Tag [ Art. 6 Abs. 2 S. 1 EGStGB ] und max.:  6 Monate). ( Das vom Gläubiger – also nicht etwa von der Staatskasse von Amts wegen -   durch die allgemein für die Vollstreckung von Geldforderungen zuständigen  Vollstreckungsorgane nach den allgemeinen Regeln der Vollstreckung von Geldforderungen    [ also durch Pfändung und Versteigerung beweglicher Sachen, durch Pfändung und Verwertung von Geldforderungen, durch die Zwangsversteigerung von Grundstücken usw.]  - beigetriebene Zwangsgeld steht der Staatskasse zu! ) . Die konkret vom Richter festzusetzende Höhe des Zwangsmittels richtet sich danach, welchen Betrag der Richter für erforderlich hält, um erfolgreich auf den Willen des Schuldners einzuwirken.
Die Beugemaßnahmen ( Beitreibung des Geldes oder Vollzug der Haft ) sind einzustellen, wenn der Schuldner vor der Durchführung der Beugemaßnahme, wenn auch nach ihrer Festsetzung,  geleistet hat. Erfüllt der Schuldner erst nach dem Vollzug der Beugemaßnahme, erhält er sein Geld natürlich nicht zurück.

4.  Rechtsmittel: sofortige Beschwerde  ( § 793 ZPO )
B.  Für die Vollstreckung eines auf Abgabe einer Willenserklärung lautenden Titels 

       enthalten die §§ 894 ff ZPO Sonderbestimmungen, soweit es sich bei dem zu 

       vollstreckenden Titel um eine der formellen Rechtskraft fähige gerichtliche

       Entscheidung handelt. Ist der Titel dagegen eine notarielle Urkunde oder ein

        gerichtlicher Vergleich, muss die Vollstreckung nach § 888 ZPO erfolgen.

    I.   Im Regelfall gilt die Willenserklärung mit Eintritt der Rechtskraft der

          Entscheidung als abgegeben ( Fiktion ), § 894 Abs. 1 S. 1 ZPO.

    II.  Ist die zu vollstreckende Willenserklärung von einer Gegenleistung abhängig,

          so gilt die Fiktion erst ab Klauselerteilung, §§ § 894 Abs. 1 S. 2 i. V. mit §§ 726

          Abs. 2, 730 ZPO. Der Rechtspfleger hat in diesen Fällen eine sog. qualifizierte

          Klausel zu erteilen.

   III.   Soll auf Grund der zu vollstreckenden Willenserklärung ( z. B. einer

            Auflassungserklärung oder einer Eintragungsbewilligung ) eine Eintragung ins

            Grundbuch erfolgen, so gilt zusätzlich:

1. Bereits die vorläufige Vollstreckbarkeit des Titels löst die Folgen des 

     § 895 ZPO aus ( Möglichkeit der Eintragung einer Vormerkung oder eines

      Widerspruchs ).

2. Problem insoweit: Kann eine auf Grund des § 895 ZPO eingetragene

      Vormerkung vom Vollstreckungsgläubiger gutgläubig erworben werden?

      Welche Rechte erwirbt der Vollstreckungsgläubiger aus der gutgläubig 

      erworbenen Vormerkung? Ausführlich zu diesem Problem: Schuschke in

       Festschrift für Gerhart Kreft, 2004, S. 151 ff
     IV.    Für Wissenserklärungen ( z. B. Auskünfte ), rein tatsächliche Erklärungen ( z.B.

               Mitteilungen über Tatsachen ) und nicht rechtsgeschäftliche Willenserklärungen

               ( z. B. Widerruf von Behauptungen ) gelten die §§ 894 ff ZPO nie. Diese

               Erklärungen müssen immer über § 888 ZPO in der Vollstreckung erzwungen

               werden.

Kapitel 19:  Die Vollstreckung von Ansprüchen auf Unterlassung oder Duldung

Duldung         = 
die Verpflichtung des Schuldners, die Vornahme einer Handlung nicht zu behindern oder einen Zustand hinzunehmen.

Unterlassung  =
ein Verhalten, das den Nichteintritt oder die Beseitigung eines Zustands zum Gegenstand hat.

Titel, die Unterlassungsgebote aussprechen, sind besonders häufig im Presse-, im

Wettbewerbs-,  und im Nachbarschaftsrecht sowie zum Schutze des geistigen und

gewerblichen Eigentums und zum Schutze der Persönlichkeitsrechte ( insbesondere der

persönlichen Ehre ) . Duldungstitel sind im Nachbarschaftsrecht und im Mietrecht ( z.B.

Duldung von Umbau – und Sanierungsmaßnahmen ) besonders verbreitet.

I. Voraussetzungen:

a) Vollstreckungsantrag des Gläubigers

b) Vorliegen der allgemeinen Vollstreckungsvoraussetzungen (insbes.: entsprechender inhaltlich bestimmter, zum Zeitpunkt der Vollstreckungsentscheidung noch bestehender Titel

[ Problem: Titel bestand bei Verletzungshandlung; er wurde später ex nunc aufgehoben ]  ).
c) Rechtsschutzbedürfnis. Insofern ist höchst streitig, ob ein  Ordnungsmittel noch verhängt werden darf, wenn nach der Zuwiderhandlung, aber vor der Entscheidung des Prozessgerichts über den Vollstreckungsantrag die Vollstreckungsvoraussetzungen fortgefallen sind, insbesondere, wenn der Titel durch späteren Vergleich oder durch gemeinsame Erledigungserklärung weggefallen ist. In diesem Zusammenhang ist auch die Rechtsnatur der Ordnungsmittel selbst streitig: Sind sie auch „Strafen“ für ein Zuwiderhandeln gegen ein gerichtliches Gebot oder sind sie ausschließlich reine Vollstreckungsmaßnahmen, um die künftige Beachtung des Titels zu sichern? 

d) Androhung gemäß § 890 Abs. 2 ZPO. Die Androhung muss durch das Gericht erfolgen; sie kann schon im Tenor des Urteils ausgesprochen worden sein (-  in der Praxis die Regel !  -); eine Aufnahme in den Vergleichstext oder in eine notarielle Urkunde würde aber – da die Androhung insoweit nicht durch das Gericht erfolgt - nicht ausreichen.  Angedroht wird nicht das später zu verhängende konkrete Ordnungsmittel, da die Umstände einer möglichen späteren Verletzungshandlung noch gar nicht bekannt sind, sondern der gesetzlich mögliche Ordnungsmittelrahmen.

e) Zuwiderhandlung des Schuldners: Der Gläubiger muss eine Zuwiderhandlung des Schuldners gegen das Unterlassungsgebot nachweisen. Diese muss hinter der Zustellung der Ordnungsmittelandrohung und dem Eintritt der unbedingten Vollstreckbarkeit des Titels liegen.  Die Zuwiderhandlung gegen ein Unterlassungsgebot muss nicht in einem aktiven Tun bestehen, sie kann vielmehr ihrerseits auch in einem Unterlassen ( Nichtstun ) liegen; denn eine Verpflichtung zu einer Duldung oder Unterlassung kann im Einzelfall auch nur dadurch erfüllbar sein, dass konkrete Handlungen vorgenommen werden ( instruktives Beispiel: BGH, BGHR 2007,576 ). In einem solchen Fall wird auch die Handlung über § 890 ZPO mit erzwungen [ Will der Gläubiger die Handlung allerdings notfalls selbst vornehmen, muss er sie gesondert neben der Unterlassung titulieren lassen, um sie dann nach § 887 ZPO vollstrecken zu können. ].  Jede selbständige Zuwiderhandlung kann gesondert durch die Verhängung eines Ordnungsmittels geahndet werden. In diesem Rahmen ist allerdings sehr streitig, ob und gegebenenfalls wann mehrere Verletzungshandlungen unter Verwendung der Figur des „Fortsetzungszusammenhanges“ zu einer Zuwiderhandlung zusammengefasst werden können oder müssen. Zu diesem Problem ausführlich: Schuschke, WRP 2000, 1008. Der BGH    ( WRP 2009, 637 ) lehnt – wie schon seit längerer Zeit im Strafrecht - die Figur des „Fortsetzungszusammenhangs“ nunmehr auch im Zivilrecht grundsätzlich ab.  Streitig ist auch, ob die Zuwiderhandlung mit der im Titel Umschriebenen völlig übereinstimmen muss oder ob es ausreicht, dass die Verletzungshandlung im Kern mit dem Verbot übereinstimmt ( sog. Kerntheorie  ). Die sog. Kerntheorie ist nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts verfassungsrechtlich grundsätzlich unbedenklich: BVerfG, GRUR 2007, 618.
f) Persönliches Verschulden (Vorsatz oder Fahrlässigkeit) des Vollstreckungsschuldners ist sowohl, wenn man den Strafcharakter der Ordnungsmittel bejaht ( so ausdrücklich BVerfG, GRUR 2997, 618 ), erforderlich, als auch, wenn man sie als reine Vollstreckungsmaßnahmen zur Sicherung des Unterlassungsgebotes für die Zukunft ansieht .  Denn auch in diesem Falle zeigt erst das Verschulden des Vollstreckungsschuldners, dass die künftige Unterlassung ohne die Verhängung eines Ordnungsmittels nicht hinreichend gesichert ist. Der Schuldner muss sich das Verhalten Dritter zurechnen lassen, auf die er zum Zwecke der Titelbefolgung schuldhaft nicht oder nicht ausreichend Einfluss genommen hat. 

II. Verfahren:

-    Zuständig ist das Prozessgericht erster Instanz (§ 890 Abs. 1 ZPO)

                  -    Immer notwendige Anhörung des Schuldners  ( § 891 ZPO )

                  -    Fakultative mündliche Verhandlung

                  -    Beweisaufnahme zur Zuwiderhandlung, wenn der Schuldner diese bestreitet;  
                       beweisbelastet ist der Vollstreckungsgläubiger.

III. Entscheidung:

·  Das Gericht entscheidet durch Beschluss

·  Es wird Ordnungsgeld (min.:  5, - € und max.: 250.000, - € je Zuwiderhandlung) oder Ordnungshaft (min.:  1 Tag und max.: 6 Monate je Zuwiderhandlung) verhängt.

·   Die Wahl des Ordnungsmittels steht im Ermessen des Gerichts. Es darf aber über den Antrag des Gläubigers nicht hinausgehen.

·    Für die Vollstreckung des durch das Gericht verhängten Ordnungsmittels ist der Rechtspfleger zuständig. Es bedarf nach der Verhängung des Ordnungsmittels keines zusätzlichen Vollstreckungsantrages des Gläubigers mehr. Ordnungsgelder fließen in die Staatskasse ( JBeitrO ). 

IV. Rechtsmittel:
sofortige Beschwerde nach § 793 ZPO; Rechtbeschwerde gegen 
                                         die Beschwerdeentscheidung nur, wenn sie vom 
                                         Beschwerdegericht zugelassen wurde.
                                               Rechtsbeschwerdegericht ist allein der BGH.

Kapitel 20: Die Kosten der Zwangsvollstreckung

Die notwendigen Kosten der Zwangsvollstreckung hat gem. § 788 ZPO der Schuldner zu tragen. Zur Frage, was „notwendige Kosten der Zwangsvollstreckung“ sind, hat die Rechtssprechung eine umfangreiche Kasuistik entwickelt, wegen der auf die ZPO- Kommentare verwiesen werden muss. Siehe etwa Schuschke/ Walker, Vollstreckung und  Vorläufiger Rechtsschutz, 4.  Aufl., § 788 ZPO Rdn. 10 – 18.

Um die Kosten der Zwangsvollstreckung beitreiben zu können, benötigt der Vollstreckungsgläubiger keinen neuen Titel. Er kann dem Vollstreckungsorgan die Kosten schlicht nachweisen, damit es sodann wegen dieses Betrages eine Pfändung unternimmt. Der Vollstreckungsgläubiger kann die Kosten aber auch durch den Rechtspfleger des Vollstreckungsgerichts ( bzw. im Falle des § 788 Abs. 2 S. 2 ZPO durch den Rechtspfleger des Prozessgerichts )  in einem Kostenfestsetzungsbeschluss festsetzen lassen. Im Falle eines solchen Kostenfestsetzungsantrages richtet sich das Verfahren gem. § 788 Abs. 2 S. 1 ZPO nach den Regeln der Festsetzung der Prozesskosten ( §§ 103 Abs. 2, 104, 107 ZPO ).

Kapitel 21:  Die Offenbarungsversicherung
Die Offenbarungsversicherung nach derzeit noch geltendem Recht ist ein Vollstreckungsmittel, um die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen bzw. die Vollstreckung von Ansprüchen auf Herausgabe bestimmter Sachen effektiver zu gestalten. 

Vollstreckungsorgan ist der Gerichtsvollzieher.

Die besonderen Vollstreckungsvoraussetzungen sind in § 807 ZPO geregelt.

Das Verfahren des Gerichtsvollziehers bei Abnahme der Offenbarungsversicherung regeln die §§ 899 ff ZPO. Gegen die Ladung zur Offenbarungsversicherung ist in § 900 Abs. 4 ZPO ein besonderer Rechtsbehelf vorgesehen: Der Schuldner kann sich nicht schon vor dem Termin, um dort erst gar nicht erscheinen zu müssen,  mit einer Erinnerung gem. § 766 ZPO wehren    ( - sie müsste als unzulässig verworfen werden - ), sondern muss im Termin ( - nicht schon vorher schriftlich - ) Widerspruch einlegen, über den der Rechtspfleger entscheidet. 

Die Offenbarungsversicherung wird in ein spezielles Schuldnerregister beim Amtsgericht 

( §§ 915 ff ZPO ) eingetragen.

Hinweis: Der Gesetzgeber hat durch das Gesetz zur Reform der Sachaufklärung die eidesstattliche Versicherung nach vergeblicher Vollstreckung durch ein Auskunftssystem  ( ebenfalls mit eidesstattlicher Versicherung ) vor  Durchführung der Vollstreckung und die Einführung eines zentralen Schuldnerregisters ersetzt. Das Gesetz tritt mit seinen wesentlichen Bestimmungen aber erst am 1. 1. 2013 in Kraft.
Ähnlich vielen ausländischen Rechtsordnungen hat Deutschland jetzt auch eine Verpflichtung des Schuldners, der den Gläubiger nicht zu Beginn der Zwangsvollstreckung freiwillig befriedigt, eingeführt, für den Vollstreckungsgläubiger ein Vermögensverzeichnis anzufertigen und die Richtigkeit dieses Verzeichnisses an Eides statt zu versichern ( §§ 802b ff ZPO ).

Während diese Vermögensauskunft nach § 802d nunmehr allein der Sachaufklärung für den konkret die Vollstreckung betreibenden Gläubiger dient und ihm, wenn der Schuldner ihn nicht freiwillig befriedigt hat, zeigen soll, wo sich Schuldnervermögen befindet, auf das zuzugreifen sich lohnt, und während sie deshalb nunmehr sogleich am Beginn der Zwangsvollstreckung steht ( anders als das Vermögensverzeichnis, das der Schuldner nach bisherigem Recht im Rahmen der Offenbarungsversicherung, also am Ende der Zwangsvollstreckung, auszufüllen hat), hat das neue Schuldnerverzeichnis ( §§ 882b ff ZPO ) allein die Aufgabe, interessierte Vertragspartner und potentielle Gläubiger auf die zweifelhafte Kreditwürdigkeit eines Schuldners hinzuweisen, der sich in einem bereits abgeschlossenen Vollstreckungsverfahren als unzuverlässig erwiesen hat.  Denn die Eintragung in dieses Verzeichnis erfolgt nur dann, wenn die Vollstreckungsversuche eines Gläubigers innerhalb angemessener Zeit gescheitert sind. Der Inhalt des Schuldnerverzeichnisses ( § 882b Abs. 2 und Abs. 3 ) beschränkt sich neben den notdürftigsten Angaben zur Person des Schuldners auf die Fakten, die zu seiner Eintragung geführt haben. 

Diese Angaben im als einem „Auskunftsregister“  ausgestalteten Schuldnerverzeichnis, das in jedem Bundeslande nur beim sog. zentralen Vollstreckungsgericht ( § 882h Abs. 1 S. 1 ) geführt wird, können bundesweit über eine zentrale Abfrage im Internet abgerufen werden, wenn man einen der in  § 882f S. 1 Nr. 1 – 6 genannten Gründe darlegen kann( § 882h Abs. 1 S. 2 ). Die sehr weit gefasste Nr. 4 ermöglicht praktisch jedem, der behauptet, mit dem Schuldner in geschäftlichen Kontakt treten zu wollen, die Einsichtnahme. 

Dagegen steht die Einsicht in ein im Rahmen der Vermögensauskunft erstelltes Vermögensverzeichnis, das ebenfalls beim zentralen Vollstreckungsgericht hinterlegt ist ( § 802k ), nur solchen Gläubigern offen, die eine konkrete Zwangsvollstreckung betreiben und durch § 802d Abs. 1 daran gehindert sind, ihrerseits die erneute Abnahme der Vermögensauskunft vom Schuldner zu verlangen. Sie erhalten diese Einsicht zudem nicht unmittelbar, sondern nur über den von ihnen mit der Zwangsvollstreckung beauftragten Gerichtsvollzieher ( § 802k Abs. 2 ). 

